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Deutſchland. 

Berlin, 3. März. Die Köln. Zig. theilt den Wortlaut 
der vertreulichen Cirkular⸗Depeſche mit, welche die öſterreichtſche 
Regierung am 5. d. Mts. an ihre Geſandten bei den deut, 
ſchen Reßierungen gerichtet hat und die gleichzeitig der preußi⸗ 
ſchen Regierung mitgetheilt wurde: 

5 Wien, 5. Februar. 


\ „Die erufte Beunruhigung, unter welcher die politiſche 
Lage Europas ſeit dem Beginn vieſes Jahres leidet, iſt auch 
in allen Theilen Deutſchlands tief empfunden worden. Zur 
Uebertaſchung der Reglerungen und der Völker, die den Frie⸗ 
den wünſchen, und deren Beſtrebungen auf ſo viele wichtige, 
durch den Frieden bedingte Zwecke gerichtet ſind, hat das all⸗ 
gemeine Vertrauen in die Zukunft eine bedauernswerthe Er⸗ 
ſchütterung erlitten. Es beſteht zwiſchen den Mächten kein 
Zerwürfniß, weiches dieſe Erſchütterung erklären könnte; aber 
je weniger die entſtandenen Beſorgniſſe auf rechtmäßige Urſa⸗ 
chen zurüdgeführt werden können, deſto langſamer ſcheinen fie 
einer günſtigen Auffaſſung des Standes der Dinge weichen zu wollen. 
Wenn das Daſein dieſes weitverbreiteten Gefühles der Unſicher⸗ 
heit lebhaft beklagt werden muß, ſo iſt doch bereits eine unver⸗ 
kennbare nützliche Wirkung durch die Einmüthigkeit und die 
Entſchiedenheit hervorgebracht worden, mit welcher ſich die öff⸗ 
entliche Meinung Deutſchlands Angeſichts der nahe geglaubten 
kriegeriſchen Eventualitäten für ein thatkräftiges Zuſammenwirken 
ausgeſprochen hat. Dieſe allgemein anzuerkennende Thatſache 
iſt ein erfreulicher Lichtpunkt in dem trüben Bilde des Tages. 
Die Sprache der deutſchen Staatsmänner wie der Preſſe hat 
in weiten Kreiſen den Eindruck bezünſtigt, daß Deutſchland ſich 
als Geſammtmacht gefährdet halten würde, wenn Oeſterreich 

ſich durch einen ungerechten Angriff auf ſeine Beſitzungen in 
Italien gegen eine der größten Militärmächte Europas zu den 
Waffen gerufen ſähe. Die Ueberzeugungen des geſammten 
Deutſchlauds haben ſich zu einer energiſchen Proteſtation gegen 
die Wiederkehr der Zeiten des Rheinbundes vereinigt. Mit 
Achtung gebietender Uebereinſtimmung hat ſich die Anſicht gel⸗ 
tend gemacht, daß, wenn ein Bruch des europälſchen Rechtes 
eine deutfche. Macht, ſei es auch zunächſt in ihrem außerdeut⸗ 
ſchen Gebiete, bedrohte, alle ihre Bundesgenoſſen gemeinſchaft⸗ 
liche Sache mit ihr machen müßten, um durch die moraliſche 
Kraft einer ſo mächtigen Bereinigung den Frieden aufrecht zu 
erhalten und, falls dieſes gegen alles Erwarten nicht gelänge, ge⸗ 
meinſam den angetaſteten Beſitz eines Mitgliedes des Bundes und 
die Heiligkeit der Verträge zu ſchützen, und dadurch zugleich die Ehre, 
Würde, Sicherheit und Macht des vereinten Deutſchlands zu wahren. 
Nicht wenige deutſche Kabinette haben uns unter dieſen Umſtän⸗ 
den den Wunſch ausgedrückt, der Frage näher zu treten, durch 
welche beſtimmte Entſchließungen und in welchen Formen ein 
ſolidariſches Auftreten für den Fall eines Angriffes auf Oeſter⸗ 
reich rechtzeitig gehörig ſicher geſtellt werden könnte. Von ver⸗ 
ſchiedenen Seiten her find wir um unſere Anſichten über die 
Sachlage befragt worden, namentlich auch in der Richtung, in 
wie fern es an der Zeit ſein möge, die Anregung zu einem 
Ausſpruche des verfaſſungsmäßigen Organs des deutſchen Bun⸗ 
des zu geben, oder die eventuell durch daſſelbe zu faſſenden Be⸗ 
ſchlüſſe vorzubereiten. Wir müſſen uns hiedurch aufgefordert 
fühlen, unſeren Bundesgenoſſen vertrauensvoll mitzutheilen, wie 
wir über die Erforderniſſe der augenblicklichen Lage denken. 
Dieſe Lage iſt bezeichnet durch die Beſſerung der politiſchen 
Symptome, die in geringerem Maße auf das Vorhandenſein 
einer unmittelbaren Kriegsgefahr deuten, zugleich aber auch durch 
die Abweſenheit jeder Garantie dafür, daß nicht in irgend einem 
Augenblicke und unter irgend einem Vorwande der Ausbruch 
eines Krieges in Italien von Neuem und ernſtlicher den Frie⸗ 
den Europa's bedrohen werde. Treu ſeiner Mäßigung und Frie⸗ 
densliebe, wird der öſterreichiſche Kaiſerhof Alles anwenden, 
um weiteren Verwickelungen vorzubeugen; aber wir können uns 
nicht verhehlen, daß ſo lange die Politik Sardiniens ihren ge⸗ 
genwärtigen völkerrechtlichen Eharakter beibehalten und ihre 
Rechnung auf Revolution und Krieg ſtellen darf, der Krieg ſich 
als die mögliche Folge unſeres feſten Entſchluſſes darſtellt, 
Oeſterreichs vertragsmäßige Rechte in Italien gegen jeden An⸗ 
griff zu vertheidigen. Ueber dieſe Verhältniſſe muß es in un. 
ſeren Augen allerdings von hohem Werthe ſein, in Europa die 
Ueberzeugung zweifellos begründet zu wiffen, daß das eng ver⸗ 
bündete Deutſchland einen ſolchen Angriff nicht dulden 
werde. Wir folgern nun zwar hieraus nicht, daß der paſſende 
Augenblick für die Verhandlung in Frankfurt und für bes 
ſtimmte Beſchlüſſe des deutſchen Bundes bereits erſchienen ſei. 
Sowohl auf die muthmaßliche Wirkung nach außen, als auf die 
inneren Verhältniſſe des Bundes ſind hierbei vielfach Rüdfich- 
ten zu nehmen, deren nothwendiger Einfluß uns für jetzt eher 
der Auſicht geneigt macht, daß eine ausdrückliche Feſtſtellung der 
Kriegsgemeinſchaft Deuiſchlands mit Oeſterreſch nicht die bin⸗ 


denden Formen der Bundes ⸗Verfaſſung anzunehmen hätte, fo 
lange der Eintritt der Eventwatität, für welche dieſe Gemein⸗ 


ſchaft angezeigt iſt, nicht beftimmt vorliegt. Es wird jedoch 
nicht erſt der Verſicherung bedürfen, daß den Anſichten, die in 
dieſer wichtigen Beziehung ſich bei unſeren hohen Bundesgenoſſen 
geltend machen würdem unſere ernſteſte Aufmerkſamkeit und be⸗ 
reitwilligſte Beachtung im Voraus erworben fein würde. Als 
entſchleden wünſchenswerth erſcheint uns dagegen ſchon jetzt, daß 
die Regierungen Deutſchlands die Ueberzeugungen, von welchen 
ſie Angeſichts der unverkennbaren Gefahren der Zukunft beſeelt 
find, als Glieder eines großen Ganzen unter einander austau⸗ 
ſchen und ſich durch ein feſtes Einverſtändniß darauf vorberei⸗ 
ten, im geeigneten Zeitpunkte, ſei es gegenüber Sardinien, ſei 
es gegenüber Frankreich, oder dieſen beiden Regierungen zu⸗ 
gleich, übereinſtimmend eine den Umſtänden angemeſſene wirk⸗ 
ſame Sprache zu führen. Wir werden mit eben ſo lebhaftem 
Jutereſſe, als warmer Anerkennung die Verſicherung empfangen, 
daß dieſer Geſichtspunkt von unſeren Verbündeten getheilt werde 
und daß iasbeſondere die hohe Regierung, bei welcher Sie die 
Ehre haben, beglaubigt zu ſein, an ihrem Theile dazu mitzu⸗ 
wirken geneigt jei, für ein gemeinſames Auftreten Oeſterreichs 
und Deutſchlands der Sache nach volle Gewißheit herzuſtel⸗ 
len, — ein Ergebniß, deſſen Erfolg zumal durch die Wahl des 
richtigen Augenblicks und der angemeſſenſten Formen geſichert 
würde. Sie finden Sich ermächtigt, den gegenwärtigen Erlaß 
zum Gegenſtande einer vertraulichen Mittheilung an 
zu machen. Empfangen Sie u. ſ. w. Buol.“ 


Berlin, 3. März. Die neueſten Vorlagen und die jüngft 
kundgegebenen Verwaltungsgrundſätze der Regierung haben die 
Neupreußiſche Partei ganz und gar außer Faſſung gebracht. 
Die heutige Kreuzzeitung läßt in aller Stille Stoßſeufzer hören, 

welche rad der Haltloſigkeit bis zum Erbarmen offenbaren. 
Sie ſpricht vom Staate, der Autorität, die abgefallen iſt, 
von der Kirche, die „durch den Oberkirchenrath in einer bis 
dahin unbekannten Weiſe büreaukratiſch centraliſirt ſei“. Sie 
webllagt um die geſchwundene „Orthodoxie“, welche der „welt⸗ 
lichen Gefälligkeit der Kirche“ im Wege ift. Sie ruft die 


Volkszeitung und die Nationalzeitung zu Zeugen an, um dem 


Staat zu beweiſen, daß er „Gewiſſenloſigkeit“ befördert, und ſie 
hofft, daß das „einmal erwachte Gewiſſen der Kirche“ ſich mit 
den von der Regierung zugeſtandenen ſchwächlichen Kompromiſſen 
nicht beruhigen werde. So des Bodens der Wirklichkeit be⸗ 
raubt, weil ſie auf bodenloſem Grunde ehedem ihr Syſtem ge⸗ 
baut, iſt die Partei ein Schattenbild geworden, das einen Staat 
in der Phantaſie und eine Kirche „in abftracto” anbetet, aber 
ein Schattendild, das darum intereſſant iſt, weil es feine eigene 
Ironie geworden; denn ſie, die Partei ſelber iſt es, welche 
einſt Staat und Kirche ſo künſtlich getrennt und künſtlich an 
einander gekoppelt, daß mit der Wendung der thatſächlichen 
Dinge bald nichts mehr übrig bleibt, als ein Kampf des eige⸗ 
nen angebeteten Prinzips, und ſie, die einſt der Majorität 
es nicht geſtatten wollte, iſt verurtheilt, als Minorität die 
Autorität anzugreifen! 

— Der Freiherr von Eckhardſtein und 18 Genoſſen ha⸗ 
ben folgenden Antrag eingebracht: Das Haus der Abgeordne⸗ 
ten wolle beſchließen, die Staats⸗Regierung zu erſuchen, mit 
dem Bau der Berlin⸗Eüſtriner Eiſenbahn ſo ſchleunig 
wie möglich vorzugehen, und wenn irgend thunlich, noch in die⸗ 
ſer Seſſion die nöthige Vorlage zu machen, eventuell aber einer 
zu . Privat » Geſellſchaft die Konzeſſion zum Bau zu 
ertheilen. 

— Dem Vernehmen nach iſt Graf Eulenburg zum königl. 
General⸗Konſul in Warſchau deſignirt. Der bisherige General- 
Konſul in Warſchau, Legationrath v. Wagner, ſoll, wie wir 
hören, zum Miniſter⸗Reſident und General⸗Konſul in Mexiko 
ernannt werden. 8 N. Pr. Z.) 

— König Leopold von Belgien wird, wie d 
B.-. von guter Seite mitgetheilt wird, zur Taufe feines Ur- 
großneffen nach Berlin kommen. Die Häuſer Hannover und 
Koburg werden demnach durch die Könige von Hannover und 
Belgien und den Herzog von Sachſen⸗Koburg⸗Gotha bei der⸗ 
ſelben vertreten fein. — Nach dem vorliegenden 5. Petitions⸗ 
Berichte hat die Kommiſſion in der früher vielfach beſprochenen 
Angelegenheit des Rittergutsbeſitzers von Wolniewicz zu Dem⸗ 
biez im Kreiſe Schroda beſchloſſen, dem Antrage deſſelben in 
Bezug auf die Ermittelung und Beſtrafung des untreuen und 
pflichtvergeſſenen Beamten, — der einen Brief, welcher aus 
London unter dem 25. Februar 1855 an Herrn von Wolniewicz 
geſchrieben und ſpäter polizeilich mit Beſchlag belegt worden 
war, aus dem Gewahrſam der Polizei entnommen und zur Ver⸗ 
öffentlichung in die Poſen'ſche Zeitung gebracht hatte, — der 
Art zu entſprechen, daß dieſer Antrag dem Staatsminiſterium 
zur Berückſichtigung überwieſen werden ſolle. — Dieſelbe Kom⸗ 
miſſion hat außerdem in einer ihrer letzten Sitzungen die Peli⸗ 
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tion eines Gutsbeſitzers im Poſen'ſchen zu berathen gehabt, des 
ren Anlaß ſchon früher die öffentliche Aufmerkſamkeit viel⸗ 
fach beſchäftigte. Der Gutsbeſitzer von M. hatte ſeinem in 
dem Treffen von Kiadz gefallenen Sohne auf dem Kirchhofe von 
Schrimm ein Denkmal geſetzt. In einer Nacht wurde der 
Kirchhof mit Gewalt geöffnet und das Denkmal zerſtört. Der 
Befehl dazu ſoll von einem Beamten ausgegangen ſein. Die 
Kommiſſion hat nun auf Beſtrafung deſſelben angetragen und 
der Minifter des Innern ſich bereit erklärt, dieſem Antrage im 
vollſten Umfange zu genügen. Der betreffende Landrath wird 
demnächſt eine amtliche Rüge feiner Handlungsweiſe erhalten, 
und ſoll die Disziplinar⸗Unterſuchung gegen ihn eingeleitet wer⸗ 
den. Wie die Sachen liegen, iſt es wahrſcheinlich, daß hiermit 
eine ſofortige Suspenſion vom Amte verbunden ſein wird. 

— Dem hier wieder eingetroffenen Herzoge von Gotha 
ſoll, wie der Magdeb. Ztg. gemeldet wird, für einen etwaigen 
Kriegsfall eine Oberbefehlshaberſtelle bei der deutſchen Bundes⸗ 
armee zugedacht ſein. In der That möchte der Herzog als der 
Sieger von Eckernförde wohl noch die meiſte Ausſicht haben, 
eine derartige Stellung einzunehmen, indem nämlich für deren 
Beſetzung ſo gut wie gar keine Vorherbeſtimmungen getroffen 
und außer dem Herzoge von Braunſchweig etwa auch ſo gut 
wie gar keine Perſönlichkeiten vorhanden ſind. 

Königsberg, 1. März. Das Königl. Stadtgericht hat 
der „K. H. Z.“ die vom Königl. Polizei ⸗Präſidium verfügte 
und von der Staats⸗Anwaltſchaft aufrecht erhaltene Beſchlag⸗ 
nahme des „Telegraphen“ vom 19. v. M. aufgehoben. Es 
ſteht der Staats⸗Auwaltſchaft nun noch der Weg der Beſchwerde 
au das hieſige Oſtpreußiſche Tribunal gegen dieſe Entſcheidung 
offen, den ſie nach dem Vorangegangenen zu urtheilen, wohl 
beſchreiten dürfte. (Der „Telegraph“ war bekanntlich wegen 
einer von ihm aufgenommenen Mittheilung der „Volks⸗Zeltung“ 
mit Beſchlag belegt worden. 

Magdeburg, 2. März. Es zirkulirt gegenwärtig in 
der Stadt zur Unterſchrift eine Glückwunſch⸗Adreſſe an den 
Prinzen Friedrich Wilhelm, welche in Folge des Beſchluſſes der 
Bürger⸗Verſammlung von den Herren Uhlich, Schatz und He⸗ 
dicke, redigirt worden iſt und am Tauftage überreicht werden 
ſoll. — In ihrer heutigen Sitzung haben die Stadtverordneten 
einſtimmig und ohne Diskuſſion 500 Thlr. zur Erleuchtung der 
ſtädtiſchen Gebäude am nächſten Sonnabend, dem Tauftage des 
jungen Prinzen, bewilligt, und dabei die Hoffnung ausgeſpro⸗ 
chen, daß die Illumination allgemein ſein werde. 


Hannover, 2. März. Wir haben geſtern ſchon mitge⸗ 
theilt, daß die Erſte Kammer ſich einſtimmig dem Beſchluſſe 
der Zweiten Kammer augeſchloſſen hat, die Regierung zu er⸗ 
ſuchen, bei dem Deutſchen Bunde auf Maßregeln hinzuwirken, 
um die auch für Deutſchland drohende Kriegs zefahr abzuwenden, 
nöthigeufalls aber für Oeſterreich und jeden anderen Bundes- 
Staat mit voller Macht einzutreten. Aus der Berathung thei⸗ 
len wir noch nach der „N. H. Z.“ die Erklärung des Miniſters 
v. Bar mit. Er ſagte, er würde es nach wie vor der Stel- 
lung der Stände mehr entſprechend gehalten haben, wenn ſie 
mehr im Allgemeinen ihre Bereitwilligkeit zu jedem Opfer, welches 
nöthig ſei, um Angriffe auf Deutſchland zurückzuweiſen, und das 
Vertrauen zu der Königlichen Regierung ausgeſprochen hätten, 
daß ſie fortfahren werde, die gemeinſamen Intereſſen Deutſch⸗ 
lands zu fördern und daß ſie auch unter den jetzigen Verhält⸗ 
niſſen die im Intereſſe und zur Ehre Deutſchlands gebotenen 
Schritte thun werde; er kann jedoch, nachdem in dem anderen 
Hauſe der vorliegende, beſtimmtere Beſchluß gefaßt worden, 
keinen genügenden Grund finden, demſelben dieſſeits nicht beizu⸗ 
treten. Ein Bedenken gegen jenen Beſchluß könne vielleicht darin 
gefunden werden, daß beantragt werde, Schritte beim Deutſchen 
Bunde zu thun, um einen gegen Oeſterreich gerichteten Angriff 
zurückzuweiſen, in jedem Angriff auf Oeſterreich ſomit ein casus 
belli enthalten ſein ſolle. Allein dieſes Bedenken verliere für 
iyn an Bedeutung, weil er einerſeits das Vertrauen hege, daß 
Oeſterreich nichts anderes als das Recht wolle und verfolgen 
werde, und daß England Oeſterreich nichts Anderes rathen 
werde, als was der Kaiſer von Oeſterreich mit Ehren annehmen 
könne. Genauer ſodann auf die gegenwärtige politiſche Lage 
Europa's eingehend, hebt derſelbe namentlich hervor, daß ſeit 
der letzten Beſprechung dieſes Gegenſtandes im hieſigen Hauſe 
die Verhältniſſe ſich nicht unerheblich verändert haben, die da⸗ 
mals dringende und naheliegende Gefahr des Krieges, wenngleich 
auch jetzt noch keineswegs vorüber, geringer (2), die Ausſichten 
auf die Erhaltung des Friedens wieder ſtärker geworden ſeien, 
da, nach den jängſten Mittheilungen und Erklärungen im eng⸗ 
liſchen Parlamente, die Großmächte rückſichtlich der Aufrechthal⸗ 
tung der Verträge von 1815 einig ſeien, die Differenzpunkte 
weſentlich verringert und vereinfacht und überhaupt die Lage 
der Sache eine konkretere geworden ſei, indem, während früher 
von einer allgemeinen Befreiung Italiens die Rede geweſen, 


jetzt die Reviſion der Separatverträge Oeſterreichs mit einzelnen 
italieniſchen Staaten, und die Donau Fürſtenthümer⸗Frage die 
Hauptdifferenzpunkte bilden; daß aber durch dieſe konkretere Ge⸗ 
ſtaltung der Differenzen eher die Möglichkeit einer Ausgleichung 
auf diplomatiſchem Felde gegeben ſei und die jetzt nech ſtreitigen 
Fragen kaum geeignet erſcheinen, ganz Europa in Brand zu 
ſetzen, was aber unfehlbar geſchehen werde, wenn Oeſterreich 
und Frankreich in Krieg gerathen ſollten; daß dieſe Erwägungen 
in Verbindung mit dem hohen Werthe, welchen Frankreich auf 
die Allianz mit England lege, die Hoffnung auf Erhaltung des 
Friedens zu beleben geeignet ſei. Dennoch aber rechtfertige ſich 
allerdings, namentlich Angeſichts der in Frankreich, Sardinien 
und Oeſterreich fortdauernden Rüſtungen, die in Deutſchland herr⸗ 
ſchende Unruhe und Aufregung vollſtändig. Schließlich bemerkte 
der Miniſter noch, an desfallſige, im anderen Hauſe über die 
Konſtation der verſchiedenen Großmächte gemachte Aeußerungen 
erinnernd, daß er dieſe Anſichten nicht theile, auch es für nicht 
unbedenklich erachten könne, derartige Aeußerungen zu machen, 
und führte näher aus, daß zwar eine Verbindung Deutſchlands 
mit England ſehr dringend zu wünſchen und zu hoffen ſei, daß 
aber auch eine Verbindung mit Rußland keineswegs ſo von der 
Hand zu weiſen ſei, als dieſes häufig geſchehe. 
Oeſterreich. 

Wien, 28. Februar. Auf der Pardubltzer Bahn iſt 
heute Nachts ein Zug verunglückt, bei welcher Gelegenheit der 
Lokomotivführer und der Heizer todt geblieben ſind und drei 
Beamte ſchwer verwundet wurden. Näheres über die Art und 
Weiſe des Verunglückens des Zuges iſt noch nicht bekannt. 

Wien, 1. März. Die „Oſtdeutſche Poſt“ enthält wieder 
einen Situations-Artikel, in welchem mit größerer Beſtimmt⸗ 
heit, als in dem zuletzt erwähnten, der Standpunkt dargelegt 
zu fein ſcheint, den das Wiener Kabinet der Miſſion Lord 
Cowley's gegenüber einnehmen dürfte. Die Spezial⸗Verträge 
Oeſterreichs mit den italieniſchen Herzogtbümern, ſagt dieſes 
Blatt, beſtehen zwar zu Recht und jeder Oeſterreicher hat ge⸗ 
rechte Urſache, auf die Frage über eine Aufhebung dieſer Ver⸗ 
träge mit größter Entrüſtung zu antworten, aber andererſeits 
iſt doch die Erhaltung des Friedens ein fo hohes, ja heiliges 
Anliegen der Zeit, daß es eines Opfers der Selbſtverleugnung 
werth wäre. Wir würden daher, wenn auch mit widerſtreben⸗ 
dem Gefühle, einer höheren Pflicht gehorchen und rathen, daß 
Oeſterreich dem Weltfrieden das Opfer bringe, wir würden dies 
ohne Verletzung des Nationalſtolzes thun können, weil ja humane 
Mäßigung immer das Zeichen eines edleren Kraftbewußtſeins 
iſt, als brutaler Uebermuth. Wir würden das Friedensopfer 
anrathen, wenn wir wüßten, daß es nicht vergebens gebracht 
fein würde; wenn wir Bürgſchaft dafür hätten, daß dann der 
Friede wirklich und dauernd geſichert ſei. Mögen die Mächte, 
welche die Vermittelung übernommen, auch die Bürgſchaft leiſten. 
Mögen ſie garantiren, daß nicht, wenn die heute als Vorwand 
gebrauchte Frage beſeitigt iſt, ſchon morgen wieder eine andere 
aufgewühlt, eine neue abſichtliche Provokation in die Welt ge⸗ 
ſchleudert wird.“ — So weit die, wie es ſcheint, wohlunterrich⸗ 
tete „Oſtdeutſche Poſt.“ 

Wien, 2. März. Es ſcheint ſich zu beftätigen, daß Lord 
Cowley am Sonntag abreiſen wird. Die Sendung des englis 
ſchen Diplomaten wird wohl vorausſichtlich, was die italie⸗ 
niſchen Angelegenheiten betrifft, für jetzt ohne ent» 
ſcheidendes Ergebniß bleiben. Die Verhandlungen über 
die Donau ⸗Fürſtenthümer dauern fort. Die Haltung der Börſe 


ift ſehr flau. 
talien, 


J 

Turin, 26. Februar. So wenig Hoffnung ich auch bis⸗ 
her auf die Erhaltung des Friedens ſetzte, ſo hat mir ein Be⸗ 
ſuch in einem Fleiſch⸗Provlantirungsetabliſſement auch noch die⸗ 
ſes wenige genommen. Erſt ſeit ungefähr zwanzig Tagen von 
der Regierung errichtet und einem Unternehmer übergeben (ge- 
rade wie für den Feldzug in der Krim), hat man ſchon jetzt 
bei 10,000 Rationen à 20 Mann aufgeſpeichert. Tagtäglich 
ſchlachtet man bei 30 Ochſen, bringt das Fleiſch in blecherne 
Büchſen, welche die Rationen für 20 Mann enthalten. Man 
verſchlleßt hierauf die Büchſe luftdicht, und das darin enthaltene 
Fleiſch kann man für mehrere Jahre unverſehrt aufbewahren. 
Die Fleiſchproviſionen können zu keinem anvern Zweck dienen, 
als in einem bevorſtehenden Feldzug den Mangel an friſchem 
Fleiſch zu erſetzen. Die große Anzahl der geſchlachteten Ochſen 
und die Menge hölzerner Kiſten, in welche man die Büchſen 
verpackt, zeigen an, daß man ſich auf einen längern Feldzug 
gefaßt macht. Auch in unſerm Arſenal arbeitet man ununter⸗ 
brochen, und werden von hier fortwährend Kanonen nach Aleſ— 
ſandria und Caſale geſchickt. — Die Vorbereitungen in den Ges 
mächern der ſeligen Königin Maria Thereſia dauern noch im⸗ 
mer fort. Da man jetzt, nachdem man alle möglichen Heiraths⸗ 
projekte erſchöpft hat, nicht mehr weiß, für wen dleſe Luxusge⸗ 
mächer beftimmt;find, fo fängt man an zu murmeln: man richte 
ſie für den Empfang — des Kaiſers Napoleon her, wenn er 
an der Spitze ſeiner Armee zur Befreiung Italiens hierher 
kommt. — Heute Morgens wurde die ſtetige Monotonie unſe⸗ 
rer Hauptſtadt durch eine Demonſtration etwas unterbrochen. 
Die Nachricht von der Demonſtration, welche vorgeſtern in 
Mailand zu Ehren des verſtorbenen Emilio Dandolo ſtaltfand, 
bat die Italianiſſimi Turins bewogen, mit ihren Fratelli über dem 
Teſſin auch hier zu wetteifern, und Graf Cavour ſtellte ſich 
ſelbſt an die Spitze dieſer Demonſtration. Heute früh um 
10% Uhr wurde auf feine Anregung ein feierlicher Trauergot⸗ 
tesdienſt in der Kirche San Francesco di Paolo für den Vers 
ſtorbenen abgehalten, welchem eine ungeheure Menſchenmenge 
beiwohnte. ; 8. 

Aus Livorno, 22. Februar, ſchreibt der Dally⸗News⸗ 
Korreſpondent: „Der Meiniſterrath hat für eine dem Großher⸗ 
zoge bei feiner Ankunft vorzulegende Reſolutlon geſtimmt, welche 
dahin geht, außerordentliche Botſchafter nach Paris und London 
zu ſenden und die Neutralität Toskana's zu verſprechen, 
unter der Bedingung, daß Frankreich und England die Unver⸗ 
letzlichkeit des toskaniſchen Gebietes für den Fall eines Krieges 


gewährleiſten. 


Dies wäre allerdings ein merkwürdiger Schritt 
von Seiten des Großherzogs, wenn man bedenkt, daß Oeſter— 
reich und Toskana durch den Vertrag vom 12. Juni 1815 ſich 
ihre reſpektiven Gebiete gegenſeitig gewährleiſtet haben. Wir 


ſind es aber einmal gewohnt, ſeltſame Dinge in dieſem Lande 


zu erleben.“ 


i Frankreich. 
Paris, 2. März. 
feiner, Abend⸗Ausgabe, daß der Kaiſer, in Folge einer Notifi⸗ 
kation des Staats- Sekretairs Antonelli an den franzöſiſchen 
Geſandlen zu Rom, die ſofortige Räumung der Hauptftadt des 
Kirchenſtaats von den franzöſiſchen Truppen befohlen habe. 
Der Conſtitutionel ſagt ferner, wie man verſichert, melde eine 


heute hier eingegangene Depeſche, daß das franzöſiſche Armee⸗ 


Korps von Rom nach Civitavecchia gegangen ſei, wo es die 
zu ſeiner Rückkehr nach Frankreich erforderlichen Schiffe erwar⸗ 
ten ſolle. 

— Gutem Vernehmen nach werden die Konferenzen am 
10. d. M. beginnen. 

— Dr. Kern hat im Auftrage der ſchweizer Regierung 
dem Grafen Walewski die Anzeige gemacht, daß die Bundes · 
Regierung ſich einer Truppen » Sendung nach Sardinien von 
Selten Frankreichs auf der Victor-Emanuel⸗Bahn zu wider⸗ 
ſetzen entſchloſſen ſei, weil dieſe Eiſenbahn theilweiſe (von der 
Rhonebrücke bei Culoz bis in die Nähe von Aix les Bains) 
auf neutralem Boden ſich befinde. Graf Walewski ſoll auf 
dieſe Mittheilung erwiedert haben, er werde den Kaiſer davon 
in Kenntniß ſetzen. 

Paris, 2. März. Dem „Nord“ wird von hier geſchrie⸗ 
ben: „Ich erfahre fo eben, daß General de Goyon geſtern 
beim Safer zur Tafel befohlen war und dieſer ihm bemerlt 
habe, er habe ſich ſofort auf feinen Poſten zu begeben und un⸗ 
verzüglich Maßregeln zur Räumung Roms zu treffen. Dem⸗ 
ſelben Blatte wird geſchrieben: „Frankreich bereitet ſich auf alle 
Fälle vor. Es iſt von Bildung einer Avantgarde aus Zuaven 
und algeriſchen Tirailleurs die Rede. Die Zuaven-Regimenter 
werden verſtärkt und auf 5000 Mann gebracht. Alle Vorrich- 
tungen ſind fertig, um im April mit 120,000 Mann, die acht 
Jufanterie-Diviſionen enthalten, ins Feld zu rücken. Sämmt⸗ 
liche aus Afrika kommende Truppen bringen ihr Feldgeräth 
mit. Seit Monaten wird in den Hafenplätzen an der genügen⸗ 
den Anzahl von bewaffneten Kanonenbooten zum Landen der 
Truppen gearbeitet.“ 

Großbritannien und Irland. 

London, 2. März. Eine aus Malta eingetroffene tele⸗ 
graphiſche Depeſche vom heutigen Tage meldet als offiziell, daß 
der Feldzug im Königreich Oude beendigt iſt. Dſchung Baha⸗ 
dur wollte die nach Neapul geflohenen Rebellen ausliefern. 
General Roſe bereitete eine Schluß⸗Campagne gegen die Ro⸗ 
hillas vor. 

London, 2. März. In der in Lord Derby's Amts⸗ 
wohnung ſtattgehabten Parteiverſammlung haben ſich 200 Mit⸗ 
glieder des Unterhauſes anheiſchig gemacht, die miniſterielle Re⸗ 
formbill zu unterſtützen. Lord Derby erklärte bei dieſer Gele— 
genheit, daß das Miniſterium, für den Fall, daß die Reformbill 


verworfen werden ſollte, zu einer Auflöſung des Parlaments 
ſchreiten werde. — Nach Berichten aus Bombay vom 9. Febr. 


haben die Nepaleſen den Einmarſch eines engliſchen Hülfskorps 
in Nepal nachzeſucht. In Folge deſſen iſt die Brigade Hors⸗ 
ford in Nepal eingerückt. Die Nachhut Tantia Topih's iſt 
geſchlagen. 


Eingekommene Schiffe. 
Swinemünde, 3. März, Nachmittags. Memel⸗Packet (D.), 
Trettin, von Memel. Loulſe, Surve, von Frederikshavn. 


Erklärung. 

In dem Leitartikel des Morgenblattes der Stettiner Zeitung vom 
3. d. Mis. wird unter den in Pommern auch hieſigen Ortes angeord- 
neten polizeilichen Maßregeln zur Förderung der Sonntagsfeier der 
Sperrung einer Straße durch Ketten während des Gottesdienſtes ge- 
dacht. Ohne auf eine Kritik dieſes Artikels einzugeben, der wohl die 
Intereſſen des öffentlichen Verkehrs ins ni faßt, nicht aber das 
religtöſe Bedürfniß Vieler und das Bedürfniß der Ruhe und der Er- 
bolung Aller oder wenigſtens doch der Meiſten, halte ich mich zur 
Steuer der Wahrheit für verpflichtet zu der 2 daß die Ketten, 
jetzt Taue, auf eine ſeit Jahren (nemlich ſeltdem die Eiſenbahn beſtebt) 
den Behörden wieder und wieder vorgelegte Bitte in den gottesdienſt⸗ 
lichen Stunden gezogen werden. Ich glaubte nicht, daß jemals Je⸗ 
mand darin würde einen polizeilichen, vielleicht gar pfäffiſchen Zwan 
zur Sonntagsfeier ſeben können, ſondern nur den Schutz gegen eine dur 
den Wagenverkehr unerträglich gewordene Störung des Gottesdlenſtes. 
Unerträglich war dieſe Störung, weil fie das Verſtändniß von Gebet und 
Predigt nicht bloß hinderte, ſondern häufig unmöglich machte; daß die Niko⸗ 
lal-Johannis-Gemeinde einen ſolchen Anspruch auf Schytz gegen die 
Störung ihres Gottesdienſtes babe, wird Niemand läugnen, am wenigſten 
kann es der Verfaſſer des qu. Artikels, da er jeltit die Berechtigung 
auf polizeilichen Schutz Wage äußere Störung des Gottesdienſtes aus⸗ 
drücklich zugiebt, Der Wagenverkehr in der heiligen Geiſtſtraße wäh⸗ 
rend des Gottesdienſtes war aber nichts anderes als eine äußere Stö⸗ 
rung, und zwar eine recht große, groß an iſich und groß, weil fie ſich 
allſonntaglich durch den ganzen Gottee dienſt bin de N 

Schließlich erkläre ich mich einverſtanden mit dem Verf. in Bezie- 
hung auf die Unzuläſſigkeit poltzeilichen Zwanges 15 Sonntagsfeier, 
weil er zu Nichts oder zu ſehr <chlimmem führt. Die Sonntagsfeier 
iſt eine Sache, die Jeder mit Gott und ſeinem Gewiſſen abzumachen 
hat. Aber eben jo ſehr hat jeder Staatseinwohner das Recht auf un⸗ 
gehinderte Ausübung ſeiner religlöſen Bedürfniſſe und Pflichten, und 
es iſt die Pflicht der Regierung, dies Recht des Einzelnen wie ganzer Ge⸗ 
meinden gegen jede Beeinträchtigung und Störung zu ſchützen. Dies 
Recht iſt für die Nicolal⸗Johannis-Gemeinde in Anſpruch genommen 
und gewährt worden, zumal durch die Spereun der Straße der Ver⸗ 


kehr nicht geſtört wird. eſchendorff, 
5 Paſtor an St. Nicolai⸗Johannis. 


Berichtigung. 
In dem Berichte, betreffend die Verhandlungen des Kreis. 


gerichts, Abth. für Strafſachen, im heutigen Morgenblatte, iſt 


der Vorname des verurtheilten angeblichen Kommiſſionärs 
Schultz irrthümlich Guſtav genannt worden. Der Betref⸗ 
fende aber iſt der ehemalige Handlungsdiener Robert Schultz. 


Der heutige Conſtitutionel ſagt in 


Telegraphiſche Depeſchen. 

Turin, 3. März. Die Subskription auf die neue Au⸗ 
leihe iſt eröffaet. Großer Zudrang: der feſtgeſetzte Betrag wird 
ohne Zweifel überſchritten. — Aus Bologna wird gemeldet, 
daß am 28. Februar ein öſterreichiſches Bataillon, und am J. 
März ein zweites abgezogen iſt. 

Paris, 4. März. Der heutige Moniteur dementirt die 
Nachricht des Conſtituttonnel von der Räumung Rom's Seitens 
der franzöſiſchen Truppen und ihrer Zurückziehung nach Civita 
Vecchia; die Nachricht ſei mindeſtens verfrüht. 

London, 4. März. In der Donnerſtags⸗Nacht-⸗Sitzung 
des Unterhauſes erklärte Fitzgerald auf eine Interpellation Ri 
cardo's, England habe am verfloſſenen 14. Auguſt die Stader 
Zölle gekündigt; ſeitdem beantragte Hannover die Zurücknahme 
der Kündigung, Malmesbury habe fie aber verweigert, und fo’ 
mit würden die Stader Zölle im nächſten Auguſt erlöſchen. — 
Mitchell's Antrag gegen den Einfuhrzoll auf ausländiſches Bau⸗ 
holz wurde mit 133 gegen 77 Stimmen verworfen. 


Börſen⸗ Berichte. 
Stettin, 4. März. Witterung: Trübe, feuchte Luft. Temperalur 


+ 40. Wind W. 5 

Auf heutigem Landmarkt beſtand die Zufuhr aus: — Wspl. Wel⸗ 

den, — Wepl. Roggen, — Wspl. Gerſte, 5 Wspl. Hafer, — Wopl 

rbſen, — Rübſen. 15 wurde für: Weizen 52—60 Rt., Roggen 

4449 Rt., Gerſte 33—35 Rt., Erbſen — — Rt. pr. 25 Schffl., Hafer 
30—32 Rt. Pr. 26 Schffl. Rübſen — Rt. 

An der Börſe: 
Weizen ſtille, loco ohne Umſatz, pr. Frühlahr 83.85pfd. 60 ½, 60 


. bez. 
Roggen matter, loco pr. 77pfd. 43½, 43%, Rt. bez., pr. Früb⸗ 


jahr 42½, %, 42 Rt, bey, pr. Mai-Junt 42%, Rt. Gb., 42% Br., 


Juni⸗Juli 43½ Rt. Br., 43%, Gd., pr. Juli-Auguſt 44%, Rt. Br. 
Gerſte pr Frübf. 69.70pfd. gr. pomm. 364, Rt. Gd, 37 Br. 
Hafer loco pr, 50pfd. 31%, Rt. bez. 

Rüböl matt, loco 14½ Rt. bez. u. Br., pr. April-Mai 14½ Rt, 

Br., pr. Sept.⸗Oktober 13 Rt. Br. 

Leinöl loco incl. Faß 12%, Rt. bez. u. Br. 

„Spiritus matler, loco ohne und mit Faß 18% % bez., pr. 
Früh. 18% % bez., pr. Mai⸗Juni 18¼½ 16 / bez., pr. Zuni-Zult 
17%, % Br., Juli-⸗Auguſt 17¼ % Br. 

Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 

Berlin, 4. März, 8 0 2 Uhr. Staatsſchuldſcheine 814, bez. 
Prämien-Anlethe 3½ pCt. 110 Br, Berlin- Stettiner 101 Gd. 
Stargard ⸗Poſener 82 Br. Köln-Mindener 126 bez. Diskonte⸗ 
Kommandit⸗Antheile 92 bez. Franzöſ.⸗Oeſterr. St.⸗E.⸗A. 131 bez. 
Wien 2 Mt. 874, bez. 

N oggen pr. März 44% bez., Ih, Gd., pr. Frühj. 44½ bez., * Gd. 
pr. Mai⸗Juni 44%, ½ bez. 
Rüböl loco 14% Br., pr. März 142, ½ bez., pr. April-⸗Mal 

1418 94, ½ bez., pr. September-Okto ber 13% bez. 

Spiritus loco 19%, bez., pr. März⸗April 20 Br., 19% Gd, 
pr. April⸗Mal 19½¼2, 20 bez, pr. Mai-Juni 20% bez., ½ Br. 


Stettin, den 4. März 1859. 


N Deford. bezahlt Veld 


err 8 kurz 100 — er 
Se en 2 Mi. 997 — — 
ie. NEL ER er uw) — — 1511 
E 2 Mi. 151% — un 
Anlerdam nee en u — — 142% 
FCC er 2 Mt. — — — 
r kurzt — 6 221, — 
Bene 3 Mt.“ — — an 
Dale 3 Au kurz- — — — 
1 e tee — —— 
Bolde auß; ee kurz“ — — — 
8 F 8 2 7 — — — 
emen u 7 — — 109% 
TTS TIERE a EM — = 9 
St. Petersburg. 3 Weh. — — — 
F kurz! — — 89 
Freiwillige Staats-Anleihe 4% % 99% an au 
Staats-Anleignůhe 4 90 99%, = = 
55 „ A A er 0 — — 4 
Staats⸗Schuldſcheine 3½ % — — — 
reuß e Pander „ 3 ½½/%% — = — 
Pommerſche en e — = 
— Renten briefe 4 % — — 2 
Ritt. Pomm. Bankaktien à 500 Rt. 
incl. Div. v. 1. Januar 185888. — — — 
Berlin-Stett. Eiſenbahn⸗Aktien. 4 % — — — 
„ Priorität 15 00 — — — 
„ ” ur 1 Sr — — 
Stargard-Pofener Eiſenbahn-Akt. 3½/¼ — — ar 
„ Prioritäts- 4 % — — ii 
7 N — — — 
Stett. Stadt⸗Obligationen.. 4½% 99 . — 
Stett. Strom⸗Verſſcherungs⸗Altien 130 — — 
Preuß. Nationgl⸗Verſicher.-Aktien 4 % 96 a! — 
reuß. See-Aſſec.-Comp.⸗Aktien. 640 — 1 
Damerania a en eee r e nk — — 105 
Stett. Börtenhäus-Obligationen. DD Yale 
Stett. Börſenhaus gationen. — — 101 
Stett. Schauſpielhaus⸗Obligationend / — — 100 
Stett. Speicher-Aktien 100 — — 
Speicher ⸗Vereins⸗Aktien 120 — — 
rg Prov.⸗Zucker⸗Siederel⸗Aktien . 2500 — — 
teue Stett. Zucker ⸗Siederei⸗ Aktien. 850 — — 
Meſcheriner⸗Zucker⸗Fabrik⸗Ant . . . .| 100 — — 
Bredower do. e aa — = 
Balzmüpl-Altin . . 2. 2... url — — — 
Stetk. Portland⸗Cement⸗ZJabrik. . .| 112 a _ 
Sia Shane en ationen % — — 100 
tett. Lamp) Soieppiaitl ot -Akt. 800 — — 
Stett. Dampſſchiffs⸗Vereins⸗Aktien. 260 — = 
Neue Dampfer⸗Compagnie ra — er 
Deranie vr. n er 98 0 — 787 
Stett. Maſch.⸗Bau⸗Alt.⸗Geſ. Vulcan 66 — — 
Stett. Dampfmühlen-Geſellſchaft 4 % 80 22 _ 
Pommerensdorfer Ebemiſche Fabrik 102 — 2 
Chemiſche Fabrikantheile 900 AR — 
Uſedom⸗Wolliner Kreis-⸗Obligat. 5 %%% 100 — — 
Greifenhagener do. — Fr — 
— — — —— — —w— 


3 
für den Betrieb des Seidenbaues bin ich bereit, ſowohl Saamen 


rfolge vieler Züchter der Provinz und das G 
Anlagen in Pommern lab die Ausbrii, 
tung dieſes werthvollenKulturzweiges als ſehr nüpli ne 
die feuchte en dieles Winters verſpriche re 
Ben günſtigen Erfolg der diesjährigen Frühla 
Guſt. Ad. Toepffer. 


Verantwortlicher Redakteur H. Schönert in Stettin. Druck und Verlag von A, H. G. Effenbart in Stetlin. 


Beilage zur privilegirten Stettiner Zeitung 
Nr. 106. vom 4. März 1859. 


Das Abgeordnetenhaus 
und feine Petitions Kommiſſion. 


Stettin, im Februar. Seitdem Preußen in die Reihe der 
konſtitutionellen Staaten getreten, iſt keine Voltevertretung mit einer 
lo vielſeitigen und vollſtändigen Freude begrüßt worden, als das ge⸗ 
genwärtig tagende Haus der Abgeordneten. Daſſelbe hatte, dem na⸗ 
fürlichen Gange der Dinge gemäß, bis jetzt noch nicht vollſtändig Ge- 
legenheit, eine ſcharfmarkirte Richtung zu entwickeln, doch unterliegt 
es keinem Zweifel, daß es bei entſprechender Veranlaſſung die gegen- 
wärtige Regierung in ihren vorurtheilefreien und hochſinnigen In⸗ 
entlonen mit einer bedeutenden Majorität zu unterſtützen beſtrebt ſein 
wird. Bei dieſen vielverſprechenden Ausſichlen bedauern wir es um 
o mehr, einen kleinen Mißton in dieſe leider ſo ſeltene Harmonie 
ineintragen zu müſſen, indeß wir können mit Rückſicht auf das wahre 

emeinwohl nicht umhin, dies zu thun, weil man ein Uebel nur da⸗ 
durch beſeikigt, daß man es klar erkennt. Ein Uebel iſt es aber — 
und darum wollen wir zur Maren Erkenntniß deſſelben das unjrige 
küragen — wenn das Abgeordnetenhaus eingegangene Petitionen in 
ungeeigneter Weiſe durch Uebergang zur Tagesordnung beſeitigt; denn 
es geht dadurch ein weſentlicher Vortheil der Eonftitutionellen Mon- 
archte verloren — die öffentliche, vor den Augen des Landes vollzo⸗ 
gene, unpartheiiiche Prüfung ſolcher Beſchwerde⸗Angelegenheiten, bei 
eren Verwaltung Seitens des Staats die natürlichen Rechte des 

olkes im Allgemeinen oder Speziellen mehr beſchränkt werden, als 

r das Gemeinwohl erforderlich iſt. Selbſtverſtändlich kann man 
nicht verlangen, daß die Anficht des Abgeordneteuhauſes immer die 
er Petenten ſein ſoll oder werden muß, und es folgt daraus, daß die 
Beſeitigung einer Petition durch llebergang zur Tagesordnung an 
und für ſich noch keinen Grund zur Beſchwerde abgeben kann; wohl 
aber läßt ſich ein ſolcher entnehmen aus der Art und Weiſe, wie eine 
Petition behandelt iſt — aus den Motiven, durch welche die Tages- 
ordnung begründet tft —, und jo find wir denn zu unſerem Bedauern 
n der Lage — da wir im Abgeorbnetenbaule das Wort nicht ergrei- 
en können — mit Hülfe der Preſſe für eine in nicht geeigneter Weiſe 
urch Uebergang zur Tagesordnung beſeitigte Petition in die Schran⸗ 
en treten zu müſſen. Wenn einer einzigen Petition ein derartiges 
Schickſal widerfährt, jo iſt dies allerdings unter Umſtänden für das 
ganze Land noch kein erheblicher Nachtheil, indiß liegt die Vermuthung 
nahe, daß eben ſo gut, wie dieſe eine Petition einer eingehenden Prü⸗ 
fung nicht unterworfen worden iſt, ſo auch viele andere Petitionen 
nicht mit der gehörigen Sorgfalt geprüft werden dürften, und hierin 
2 t dann unbedingt eine für das Gemeinwohl nicht zu läugnende 


a + 
for Die Entwickelungsgeſchichte der fraglichen Petition iſt kurz gefaßt 
0 8 
2 Johann Vie! begründete im Jahr 1851, eine halbe Meile 


von Stettin auf Eckerberg, eine Waſſerheil⸗Anſtalt auf Grund des 
Reglements für Errichtung und Verwaltung von Waſſerheilanſtalten 


vom Jahre 1842, als eine im Sinne des Geſetzes bis dahin nicht ap⸗ 


abr Perſon. Nach 5 Reglement find die Anitalten der Auf⸗ 
cht der Medizinalpoltzelbehörde unterworfen, die von der Einrichtung 
und dem Zuſtande jederzeit Kenntniß nehmen kann, aber wohlgemerkt: 
die Kurbehandlung in der Anſtalt iſt von allen Einwir⸗ 
kungen Seitens der Behörde frei“; auch ſoll die Erlaubniß 
zum Anlegen einer Anſtalt nur dann verſagt werden, wenn fie, a b⸗ 
faſeben von dem dadurch bezweckten Heilverfahren, polizei- 
ich unzuläſſig ſein würde. Es erhellt hieraus, daß die Regierung nur 
darüber zu wachen bat, daß bei Vereinigung fo vieler Kranker auf 
em engen Raume einer Anſtalt die ſanitätspolizeilichen Rückſichten 
ewahrt werden, und um dabei eine leichtere Ueberſicht zu haben, tft 
en Beſitzern der Anſtalten bei Strafe aufgegeben, keine Kranken 
ohne Aenliches Atteſt aufzunehmen, wie auch Ab- und Zugangeliſten 
Über die Kranken zu führen und allmonatlich einzureichen. Es iſt be- 
lunders hervorzuheben, daß durch das erwähnte ärztliche Atteſt nur 
die Art der Krankheit konſtatirt werden und daß daſſelbe nicht im 
Entfernteften ein Erlaubnißſchein ſein ſo. Viek erwarb ſich durch 
die allergünſtigſten Kuren ſehr bald vielſeitiges Zutrauen und man 
bemühte ſich, zuerſt bel der Regierung, dann beim Miniſterium, um 
der Vortheile der Waſſerheilmethode leichter und vollſtändiger theil⸗ 
baftig werden zu können, um die Erlaubniß für Viel zur Praxis auch 
gußerhalb ſeiner Anſtalt. Denn obgleich in jenem Reglement mit 
leiner Sylbe ausgeſprochen ift, daß die zur wallerärztlihen Praxis 
in der Anfta't nunmehr vorſchriftsmäßig approbirten Perſonen außer⸗ 
datt derſelben nicht praktiſiren durfen, jo ſuchte man doch dem Viek 
die Praxis außerhalb ſeiner Anſtalt durch häufige Denunciationen 
zu verleiden, indem man ſich auf den §. 199 des Strafgeſetzbuchs 
m Jahre 1851 berief, der alſo lautet: N 
„Wer, ohne vorſchriftsmäßig approbirt zu fein, gegen Be⸗ 
„lohnung, oder einem beſondern an ihn erlaſſenen polizei- 
„lichen Verbote zuwider, die Heilung einer äußeren oder in- 
„neren Krankheit ꝛc. unternimmt, wird mit Geldbuße von 
„rin - au 11 8 oder mit Gefängniß bis zu 
„ſechs Monaten beſtraft.“ 

Die Dane und die Geldbußen auf Grund des chen 
Alegtrten $. mehrten ſich, Jo daß Viek jegliche Hülfeleiſtung außerbalb 
der Anſtalt ablebnte. Dies wurde die Veranlaſſung, daß im Jahre 
1858 über dreihundert Einwohner Stetlins, größtentheils Samılien- 
Wer, an des Königs Majeftät über alle Partheien erhabene Gerech⸗ 
gkeitsliebe und an Hoͤchſtdeſſen für die Bedrängniſſe aller Untertha⸗ 
nen ſtets offenes und väterliches Herz appellirten. Dieje Petition 
wurde indeß dem Minifterio zur Erledigung übergeben, die gewünſchte 
Aupartheilſche Prüfung trat nicht ein und der auf Grund eines vom 
Medis nal⸗Kollegium der Stettiner Regierung eingeforderten Berichts 
afolgte Beſcheid war ein abſchlägiger. 

1 ie neuen Wahlen, die neue Zuſammenſetzung des Abgeordne⸗ 
gudaujes, die erhedenden Worte Sr. königlichen Hoheit des Prinz- 
ende daß ih fortan in allen Regierungs handlungen Wahrbeit, 
Geſezlichkeit und Konsequenz aueſprechen jolle, gaben den Petenten 
eue Hoffnung, daß es noch ein unbefangenes Forum für ihre Ange⸗ 
ſcenbelen im Staate geben werde, und ſie wandten ſich unter ab⸗ 
ynlitlicher Beifügung aller bis dahin gewechſelter Sa riftſtücke an das 
ada gehe 115 u ier pelt 
as hohe Haus wolle ihre Petition a 
dag die königl. Staatsregierung dem Johann Viel geftat- 
„ten möge, auch außerhalb ſeiner Anſtalt gegen ärztliches 
„Honorar ſeine waſſerärztliche Hülfe denen zu Theil werden 
„laſſen, die dieſelbe aus eigenem Antriebe in Anſpruch 


nehmen! 
der" bel — zur Berückſichtigung auf das aller⸗ 
ringendſte empfehlen. 

0 Die ene Kannen empfiehlt, und demgemäß beſchloß das 
jr rordnetenhaus in ſeiner Sitzung vom 14. Februar c. bezüglich die⸗ 
all Petition Ülebergang zur Tagesordnung, weil dem hohen Hauſe 
jack Mittel fehlen, über das Geſuch der Petenten einen 

cverſtändſgen Ausſpruch zu thun. 
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Das Land muß von jedem Abgeordneten verlangen, daß er im 
Stande iſt, ſich ein Urtheil, ſo weit er es noch nicht hat, zu bilden 
über jede Angelegenbeit, die im Hauſe vorkommt, denn ohne Urtheil 
ift feine vernünftige Abſtimmung denkbar. Kommen aber Sachen zur 
Verhandlung, die eine ganz ſpezlelle Fachkenntniß erfordern, ſo hat 
das Haus das Recht. Kommiſſionen zu ernennen, und auf Grund der 
Berichte, die dieſelben erſtatten, muß dann 5 Abgeordnete ſich ein 
Urthell bilden können. Es ift alſo unzweifelhaft, daß das Abgeord⸗ 
nelenhaus, wenn es mit regem Eifer ſeine Pflichten zu erfüllen ſtrebt, 
über jede Sache ins Klare kommen nicht blos kann, ſondern muß, da 
ihm zu dieſem Zwecke die umfaſſendſten Mittel an die Hand ge⸗ 
zeben ſind. Benutzt es dieſelben nicht, ſondern urtheilt durch die 
bſtimmung, wie in dieſem Falle, über eine Sache, in der es 
ſelbſtgeſtändlich einen ſachgemäßen Ausſpruch nicht thun kann — ur⸗ 
tbeilt das Haus alſo, ohne ein begründetes Urtheil zu haben und 
wendet dieſe Maxime öſter an, ſo wird das Urtheil des Landes über 
ein ſolches Verfahren nicht lange auf ſich warten laſſen. In dem vor⸗ 
liegenden Falle aber wird das Abgeordnetenhaus es ſich gefallen laſſen 
müſſen, daß man ibm den Vorwurf macht, daß es aus Mangel an 
Intereſſe für die Waſſerkur und für das Wohlergehen von mindeſtens 
taujend Seelen die Mühe geſcheut hat, von den ihm zu Gebote ftehen- 
den Mitteln zu Erlangung eines ſachgemäßen Ausſpruches Gebrauch 
zu machen. Doch in der Hauptſache handelt es ſich bier gar nicht um 
einen ſachverſtändigen Aueſpruch, da ein ſolcher von Seiten des Me⸗ 
dizinalkollegtums der Stettiner Regierung ſchon öfters gefällt iſt, und 
es den Petenten, wie aus der Petition an Se. Majeſtät den König 
zu erſehen war, auf ein unpartheiſſches Urtheil ankommt; das Medizinal- 
Kollegium aber, obwohl aus den gelehrteſten und geachteſten Aerzten 
Stettin's beſtehend, beſtebt immer aus Aerzten, die der Waſſerkur ge- 
genüber eine Partheiſtellung einnehmen und die Ausbreitung derſelben 
nicht gerne ſehen können: ſie treten mithin bei dieſer Frage nicht ſo⸗ 
wohl als Sachverſtändige, ſondern vielmehr als Parthei auf, und jo 
ereignet ſich das ſonſt in civiliſirten Staaten Unerhörte, daß die Aerzte 
in ihrer eigenen Sache Richter ſein dürfen. Gegen dieſe Anomalie 
aufzutreten, wäre eine jo recht sigentliche Aufgabe des Abgeordneten⸗ 
Er geweſen, und bieje Unterlaſſungsſünde trifft das ganze Haus, 
da es ſeine Schuld iſt, wenn es durch ſeine freigewäblten Kommiſ⸗ 
flonen zu einem ungeeigneten Beſchluſſe geführt wird. Abgeſehen von 
dieſer ſolidariſchen Verpflichtung trifft ſpeziell die Petitionskommiſſton 
der Vorwurf, theils durch unrichtige Aufſtellung, theils durch ſehr ge⸗ 
wagte und aus dem jetzigen Hauſe wahrhaft überraſchende Folgerun⸗ 
en, die Motive der Petenten bekämpft und auf dieſe Weiſe die ganze 
etition in ein unrichtiges Licht geſtellt zu haben. 
Die Petenten erblicken einen Mangel an Konſequenz in den Re- 
n n darin, daß die Praxis, die dem Viek in ſeiner 
nftalt geftattet if, eine halbe Meile davon entfernt, mit Geldbuße 
belegt wird; daß eine ſolche Buße ſelbſt in dem Falle auferlegt worden 
iſt, wenn Viek ſchwer Kranke, die den ſofortigen Transport in die An⸗ 
ſtalt ohne weiter erhöhte Lebensgefahr zu erkragen nicht im Stande 
geweſen ſind, einer vorläufigen Behandlung von wenigen Tagen in 
der Stadt unterworfen bat, „Dem ſteht entgegen“, ſo heißt es im 
Petitionabericht, „daß das Verfahren in der Anſtalt der ſtrengſten 
Aufſicht des Staates unterliegt, welche außerhalb nicht ſo geführt wer⸗ 
den kann.“ Es iſt dies eine vollſtändig unrichtige Behauptung, denn 
in dem betreffenden Reglement heißt es ausdrücklich: 
„Die Kurbehandlung der Kranken — das iſt doch nichts 
„anderes als das Verfahren — in der Anſtalt iſt von jeder 
„Einwirkung Seitens der Behörde frei.“ 


Das Verfahren unterliegt alſo der ſtaatlichen Auſſicht gar nicht, 
am allerwenigſten der ſtrengſten Auſſicht, ja es unterliegt der ſtreng⸗ 
ſten Aufſicht des Staates in der Anſtalt überhaupt gar Nichts, ſondern 
die Anftaiten find nur inſofern „der Aufſicht der Medizinalbebörde 
unterworfen,“ als dieſelbe von der dr und dem Zuſtande 
jederzeit Kenntniß nehmen kann, das heißt doch nichts weſter, als 
daß die Regierung ſich hat die Hände frei halten wollen, jederzeit zu 
prüfen, ob die Einrichtungen den ſanitätspoltzeilichen Anforderungen 
entſprechen; ob der Zuſtand der Anſtalt jederzeit der einer Waſſer⸗ 
heilanſtalt iſt, damit nicht unter dem Unsbängeſchüde einer Waſſerbeil⸗ 
anftalt verbotene Zwecke verfolgt werden Fönnen, Was nun den Nach⸗ 
ſatz betrifft „welche (die ſtrengſte Aufſicht) außerhalb nicht jo geführt 
werden kann“, ſo zerfällt derſelbe mit dem Vorderſatze in ſich ſelbſt. 
Sollte der Kommiſſtonsbericht indeß, wenn er „von der ſtrengſten Auf- 
ſicht des Staates ſpricht, damit nicht wie doch geſchehen, das Verfahren 
in der Anſtalt haben bezeichnen wollen, ſondern die Kontrolle, beſtehend 
in Führung und Einreichung der Liſten über Zu- und Abgang der 
Kranken, ſo iſt derſelbe gleichfalls im Irrthum befangen, weil Viek ja, 
wenn die Regierung Werth darauf legt, angehalten werden kann, auch 
über ſeine Küren außerhalb der Anſtalt Liſten zu führen und einzu⸗ 
reichen. Es ſteht dem der Tenor der Petition durchaus nicht entgegen, 
indem derſelbe nur auf die Erlaubniß zur Praxis, nicht auf die Er⸗ 
laubniß zur freien oder ungehinderten Praxis hinausläuft. Die Pe- 
tenten wollten in dieſer Beziehung den 70 Maßnahmen der Re- 
gierung abſichtlich nicht vorgreifen, obwohl fie der Anſicht find, daß 

ieſe Liſten wenig oder gar keinen Nutzen zum Zweck der Kontrolle 
haben, wie denn überhaupt die ganze Aufſicht der Medizinalbehörde, 
da derſelben auf die Kurhandlung keinerlei Einwirkung 
zuſteht, eine faſt illuſoriſche iſt, jo lange der Beſitzer einer ſolchen 
Anſtalt bei der Sache bleibt; nur wenn ein ſolcher Mann auf Abwege 
erathen ſollte, d. h. wenn er unter dem Aus hängeſchilde einer Waſſer⸗ 
bellauſtalt in dieſer Anſtalt andere Zwecke verfolgen ſollte, als mit 
dieſer Bezeichnung a een 8 iſt, nur in dieſem Falle kann die Auf⸗ 
ſicht einen praktiſchen Nutzen ergeben. 

Im beſagten Reglement vom Jabre 1842 find fernere Maßnahmen 
verſprochen, ſobald weitere Erfahrungen ein ſicheres Urtheil über die 
Wirfiamfeit der — geſtatten. Da in einem Zeitraume 
von 17 Jahren wohl Erfahrungen aß geſammelt ſein können, um 
ein Urtheil über die Wirksamkeit der Waſſerbeilmethode zu fällen, 
fo deduciren die Petenten, daß 825 die Geſetzgebung ſtehen geblieben 
jet und ſich eine Lücke gebildet habe, aus der zum großen Theil die 
in der Pelitlon geſchlderten Mißſtände entſpringen, indem der Wirk⸗ 
jamfeit bewährter Beſitzer von Waſſerheilanſtalten ein größerer Wir- 
kungskreis noch nicht eingeräumt worden iſt. Hierauf erwidert der 
Petitionsbericht in höchſt naiver Weiſe: i 

„Es fehle der Beweis für die thalſächliche Behauptung (von 
„den günſtigen Erfolgen der Waſſerheilgnſtalten, obwohl die 
„Petenten nur von den günſtigen Erfolgen der Waſſerheil⸗ 
„Methode ſprechen) und ſolcher könne auch von den Petenten 
„gar nicht geführt werden — ihre Behauptungen blieben 
‚eben nur Behauptungen. 

Die Petenten haben nur, was klar zu Tage liegt und eines Be⸗ 
weiſes nicht bedarf, behauptet, daß zu Gunſten der Waſſerheil⸗ 
Methode e im großen Umfange vorlägen; über die Wirk⸗ 
ſamkeit der Waſſerheilanſtalten im ganzen Staate haben fie fich kein 
Urtbeil angemaßt, weil ihnen, wie der Petitionsbericht ganz richtig ſagt, 
die Mittel dazu fehlen und zwar um ſo mehr, als bie Beſcheide aus 
allen W Inſtanzen ohne Angabe von Gründen erfolgten. Die 
Mittel aber, die den Pitenien fehlen, von der Regierung eine Einſicht 
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in die Gründe eines abſchlägigen Beſcheides zu verlangen, dieſe Mitte 
beſitzt das Abgeordnetenhaus und hier mußte es ſein ganzes Gewich 
ur Geltung bringen, wenn mes ſeine Schuldigkeit thun wollte. Man 
dat es aber nicht einmal der Mühe werth gebalten, den Regierungs- 
Kommiſſar um Auskunft zu erſuchen — wenigſtens iſt derartiges aus 
dem Kommiſtonsbericht nicht zu entnehmen — ſondern hat ſich ganz 
obne den geringiten Scrupel mit der Folgerung begnügt: „die König⸗ 
liche Regierung wird in Folge der Kontrollen nach dem Reglement 
die Ueberſicht über die Wirkſamkeit der Waſſerheilanſtalten erlangt 
haben; wenn fie nun ungeachtet der an Se. Majeſtät gerichteten Pe⸗ 
tition, welche ihr gewiß Veranlaſſung gab, die bisherigen Reſultate 
ins Auge zu faſſen, ſich nicht bewogen gefunden bat, eine Aenderung 
vorzunehmen, jo muß bis zum Beweiſe des ilch emen i voraus- 
geſetzt werden, daß jene Reſultate nicht erſprießlich geweſen ſeien.“ 

Eine ſolche Logik aus dem jetzigen Abgeordnetenhauſe iſt mehr 
als überraſchend: Erſtens behauptet der Petitionsbericht ſelbſt, was zu⸗ 
tage iſt, daß von den Petenten der Beweis über die günſtigen 

rfolge der Waſſerheilanſtalten im ganzen Staate nicht geführt wer⸗ 
den könne, weil ihnen die Mittel dazu fehlen; dennoch muß, bis 
dieſer Beweis geführt, (bis zum Beweiſe des Gegentheild — der 
3 Reſultate) alſo bis in alle Ewigkeit vorausgeſetzt 
werden ꝛc. 

Zweitens beſagt dieſer ganze Satz kurz gefaßt jo viel wie: da die 

Regierung eine Aenderung vorzunebmen nicht für gut findet, muß 
eine ſolche auch nicht erſprießlich ſein. Das heißt denn doch in der 
That all und jeden, der nicht bei der Regierung des Landes bethei⸗ 
ligt iſt, für unmündig erklären und den beſchränkten Unterthanenver⸗ 
ſtand wieder ins Leben rufen. Wenn aber alles gut iſt, was die Re⸗ 
glerung thut, wozu denn der weitläuftige Apparat eines Herrenbauſes 
und eines Abgeordnetenbauſes? Wenn das Fonftitutionelle Recht, die 
Regierungshandlungen einer unpartbeiiſchen Prüfung zu unterziehen, 
aus dem angeführten Grunde nicht ferner zur Geltung gebracht wer⸗ 
den ſoll, dann iſt es ja beſſer, wir kebren zur früheren einfacheren Re⸗ 
gierungsform, zur unumſchränkten Monarchie zurück. Doch das iſt 
am allerwenigſten die Abſicht der Herren Abgeordneten und es müſſen 
daher andere Gründe, auf die wir ſpäter kommen werden, für die 
Tagesordnung maßgebend geweſen ſein. Hier aber wollen wir der 
Kommiſſion, wenn auch post festum, mittheilen, was fie — zur rechten 
Zeit vom Regierungs-Kommiſſarius erfragt — zu zeitgemäßeren und 
richtigeren Folgerungen beſtimmt baben würde. 
Unter dem Miniſter von Ladenberg traten, jo viel uns bekannt, 
die erſten Konferenzen zur Berathung einer neuen Medizinalordnung 
zuſammen, zu denen auch der Dr. Ludwig Fränckel, Arzt der Waſſer⸗ 
beilanftalt zu Berlin zugezogen wurde, um die Intereſſen der Waſſer⸗ 
beilmethode wahrzunehmen. Sein Vorſchlag, die Waſſerbeilkunde zu 
einem Lehrgegenſtande an den Univerfitäten zu erheben, ſand mit all 
ſeinen Kenſequenzen die allſettigſte Unterſtützung der Konferenz-Mit- 
glieder und man war damals auf dem allerbeſlen Wege, eine Lücke, 
eine große Lücke in dem Wiſſen unſerer Aerzte und in der Geſetzge⸗ 
bung auszufüllen. 

Indeß der Miniſter von Ladenberg ſtarb, ſeine Nachfolger inter⸗ 
eſſirten ſich für alles andere mehr, als für eine neue Medizinalordnung, 
und alle Verſuche zur Reform blieben liegen, vielleicht weil der Nachfolger 
eine Aenderung der Geſetzgebung für unnöthig hielt, vielleicht aber 
auch, weil die Arbeit eine zu mühevolle. 

Wie dem auch ſei, es geht hieraus hervor, daß die Anſichten der 
Regierung mit den Perſonen wechſeln können und es folgt daraus, 
daß die Erweiterung der Befugnſſſe nur zur waſſerärztlichen Praxls appro⸗ 
birter Perſonen darum noch nicht eine nachthetlige iſt, well zufälliger 
Weiſe der 455 am Staatsruder befindliche Deinifter eine ſolche er 
weiterung für unerſprießlich bält. Seit Ladenberg's Minifterium ift 
ein langer Zeitraum verfloſſen, und wenn das Abgeordnetenhaus hier⸗ 
aus die Erkenntniß geſchöpft hätte, wie ſchnell die Zeit trotz Nichts⸗ 
thun verſtreicht, wie in dieſer Angelegenheit mit Nichksthun ein Men⸗ 
ſchenalter ſchnell vorüber gehen kann, dann würde es die Petenten 
nicht bis zu einem Zeitpunkt vertröſtet haben, in dem Lehrſtühle für 
Waſſerheilkunde an den Univerfltäten errichtet find, denn was in Zu- 
kunft geſchehen kann und könnte, Hilft dem Bedürfnuiß der Gegenwart 
nicht ab, und die m ane Generation der Stadt Stettin wird 
fi, wie in der Petition ausgeſprochen, der außergewöhnlichen Befähi⸗ 
gung des Viek in der waſſerärztlichen Praxis ſchwerlich noch erfreuen 
können, wenn fie bis zur Erfüllung ihrer Wünſche das Zuſtandekom⸗ 
men einer neuen Medtzinalordnung abwarten ſoll. Aus allen dieſen 
Gründen wird durch die Pet tion ein angemeſſenes gewiß gerechtfer⸗ 
tigtes Interimiſtikum erbeten und weiter nichts. 


Weiterbin heißt es im Petitionsbericht: 

„Ungeeignet würde bier eine Kritik des Urtels des königl. 
„Obertribunals, welches allerdings unterm 4. Januar 1856 
„eine Strafe nach §. 199 des Geſetzbuches für den Fall, in 
„welchem Viek ſich befindet, ausgeſprochen hat, ſein, weil 
„ſolche nicht vor das hobe Haus gehört.“ 

Ungeeignet würden wir eine derartige Kritik finden, wenn darum 
petitlonirt wäre, verhängte Strafen aufzuheben oder Rückgriffe auezu⸗ 
führen; handelt es ſich aber darum, die Geſetze zu prüfen und zu un- 
terſuchen, ob ihre Auslegung eine richtige oder unrichtige ſei, damit je 
nachdem der Zweck des Geſetzes verfehlt iſt, eine Aenderung oder eine 
authentiſche Interpretation eintritt, dann iſt die Kritik des Hauſes 
keinesweges eine ungeeignete, ſondern ganz unbedingt am rechten Platz. 
Da die Kommiſſion, ih einer ſolchen Kritik zu unterziehen, nicht ge⸗ 
neigt geweſen iſt, ſo wollen wir dieſelbe hier ausfübren und finden bei 
dieſem Bemühen entweder, daß die Regierungsbandlungen der Kon⸗ 
jequenz entbehren, wenn das bezügliche Urtel dee Obertribunals, das 
dem Viek eine Geldbuße für die Praxis außerhalb ſeiner Anſtalt auf⸗ 
erlegt, gerechtfertigt iſt, oder aber, daß die Auslegung des Geſetzes 
durch das Obertribunal eine ungerechtfertig'e iſt, wenn man von der 
Regierung den Vorwurf der Inkonſequenz fern halten will. Denn 
man kann unmöglich behaupten, daß die Anwendung der Waſſerbeil⸗ 
kunſt Seitens des Viek außerhalb der Anſtalt an und für ſich ſachlich 
elwas anderes ift, als in der Anſtalt: iſt mithin feine Praxis außer⸗ 
balb der Anſtalt als Medizinalpfuſcherel im Sinne des $. 199 aufzu⸗ 
faſſen, jo iſt fie auch innerhalb der Anſtalt nichts anders als Medizi⸗ 
nalpfuſchereli, und der Unterſchied zwiſchen beiden Thätigkeiten iſt nur 
der, daß die Medizinalpfuſcherei des Viek außerbalb der Anſtalt dem 
$. 199 gemäß der Strafe unterworfen if, während ſie ihm innerhalb 
der Anſtalt ausdrücklich durch das Reglement von 1842 erlaubt iſt. 
Es folgt hieraus, daß die Regierung gegen die Medizinalpfuſcherei 
einerſeits eniſchieden Front macht, während ſie die Medizinalpfuſcherei 
andererſeits aue drücklich ſanktionirt. Das iſt aber eine nicht zu läug⸗ 
nende Inkonſequenz, die alles Beſtreben, jegliche Medilnalpfuſcherei 
konſeguenter Weiſe zu unterdrücken, über den Haufen wirft. 

Will man nun auf der anderen Seite nicht billigen, daß das Ober⸗ 
tribunal durch ſein Urtel den Hanlungen der Regierung den Stempel 
der Inkonſequenz aufdrückt, jo kann die Unanwendbarkeit des §. 199 
in vollſtändig logiſcher Weiſe nachgtwieſen werden. A 

Viek — nach Inbalt des Reglements von 1842 als 8 
vorschriftsmäßig approbirt — iſt nicht mehr in der Lage, Medizinal« 
pfuſcherei im Sinne des $, 199 zu treiben; es Tann mithin dit ſer S 
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auf ſeine waſſerärzlliche Thätigkeit nie mehr Anwendung finden. Da 
. nur die Praxis in der Anſtalt ausdrücklich erlaubt iſt, jo 
kann man allerdings bebaupten, daß ihm die Praxis außerbalb der 
Anſtalt nicht geftattet ſein ſoll. Inzwiſchen find Handlungen, die mit 
Strafe nicht belegt ſind, ſtraffrel, und da zur Zeit, als das Strafge⸗ 
ſetzbuch vom Aerdr 1851 ausgearbeitet und in Kraft geſetzt wurke, 
nur als Waſſerärzte für ibre Anſtalt approbirte Perſonen bereits 
eriftirten, die Ausübung der Waſſerbeilmethode, außerbalb der Anſtalten 
Seitens ſolcher Perſonen aber mit Strafe nicht bedacht iſt, jo ift eine 
ſolche Handlung nach dem Geſetz eine ſtrafbare unbedingt nicht. Es 
würde alſo bei vorgenommener Kritik ſehr wobl Sache der Kommiſſion 
geweſen ſein, eine präctſere Faſſung des Geſetzes zu beantragen, ober 
aber eine unzweifelhaſte Deklaration über die Interpretation des be- 
ſtebenden Geſetzts in dem zuletzt angedeuteten Sinne dadurch abzuge⸗ 
ben, daß es die betreffende Petition der Regierung zur Berückſichtigung 
überwies. In unmittelbarem Anſchluß an die zuletzt eitirte Stelle des 
Kommiſſionsberichts belehrt uns derſelbe denn auch, daß die Kom- 
miſſion einen derartigen Schritt geihan haben würde: „wenn das 
Recht mit dem Leben und Bedürfniß des Volkes, wie bier nicht der 
Fall, in Widerſpruch träte.“ Das iſt unbedingt die fühnfte Behaup⸗ 
tung im ganzen Netdtlonsbericht; denn es iſt doch wahrhaftig das aller⸗ 
erſte und natürlichſte Recht, das dem Menſchen zuſtebt, ſein Leben zu 
erhalten. Wenn nun aber tauſend Seelen ihre Geſund heit und ibr 
Leben in der ihnen am zweckmäßigſten erſcheinenden Weiſe nicht erhal⸗ 
ten dürfen, ſondern ſich von vorſchriftsmäßig approbirten Perſonen 
eher zu Tode kuriren laſſen müſſen, als daß ſie ſich von einer nicht 
approbirten Perſon am Leben und in Geſundheit erhalten laſſen dür⸗ 
fen — wenn bei einer ſolchen Sachlage das beſtehende Recht nicht in 
Widerſpruch mit dem Leben tritt, dann iſt ein Widerſpruch zwiſchen 
Recht und Leben in der Welt überhaupt nicht möglich. Das Bedürf⸗ 
niß aber iſt eben ſo zweifellos dargelegt, wenn 300 Perſonen, meiſten⸗ 
theils Famlltenväter, ein derartiges Verlangen ſtellen! Oder ſollen 
vielleicht die Aerzte die Bedürfnißfrage beantworten? dann müſſen 
auch die Bäcker, Tiſchler, Sattler, und wer fie alle find, die vom 
Publikum leben, über das Bedürfniß entſcheiden, ob 51 neue Genoſ⸗ 
ſen etabliren dürfen, ob die Etablirten Neuerungen einführen dürfen de 
und dann kehren wir zu den ſchönen Zeiten des Zunftzwanges zurück. 


Welche Einwendungen gegen die Petitionsgründe wir alſo auch 
prüfen mögen, fe erweiſen ſich durchweg als nicht ſtichhaltig; zum 
Tpeil find ſogar ganz falſche Behauptungen aufgeſtellt, die die Sach. 
lage umkehren und es müſſen daher andere Beweggründe zum Ueber⸗ 
gange zur Tagesordnung vorgelegen haben. Dieſe ſind denn auch 
nach einzelnen Stimmen, die wir aus dem Abgeordnetenhauſe vernom⸗ 
men haben, folgende geweſen: 


1) daß die Regierung die Aerzte, von denen fie Geld, Zeit und 
geiſtige Arbeit vor Beginn ihres Berufs verlangt, in ihrem Er- 
werbe gegen Medizinalpfuſcherei ſchützen müſſe; 

2) daß man das einzige Bollwerk gegen Medizinalpfuſcherei klose 
recht erhalten müſſe, damit nicht auch bei uns eben ſo troſtloſe 

Zuſtände, wit in Italien und England, wo Jeder ohne irgend 
welche Approbation praftifiren kann, Mlatz greifen; 

3) Dal in allen Fraktionen eine zu große Abneigung gegen zu ſpe⸗ 
zielle Petitionen berrſche, die nur in ſofern Berückſichtigung fin⸗ 
den, als es ſich darum handelt, einer Verletzung oder willfürli⸗ 
chen Auslegung der Geſetze entgegen zu treten. 


Der erſte Grund iſt, gelinde geſagt, ein b:trübender, denn die 
Aerzte ſind des Publikums wegen da, und nicht umgekehrt. Wenn 
der Gelehrte mit all ſeiner 5 das nicht erreicht, was der 
Ungelehrke erreicht, dann iſt die Gelehrſamkeit des Gelehrten gewiß 
auf Abwegen. Eine Gelehrſamkeit aber, die Leben und Geſundheit 
der Staatsbürger in ſebr vielen Fällen Preis giebt, ſchützen und den 
Ungelebiten, der beides vorzugsweiſe in den Fällen erhalten kann, in 
denen die Hülfequellen der Gelehrſamkelt nicht ausreichen, unterdrük⸗ 
ken, iſt gegen die Moral, der Saat aber ſoll ſtöts auf der Höbe der 
Moral ben. Außerdem aber erniedrigt die Behauptung, daß die 
Aerzte in ihrem Erwerbe geſchützt werden müſſen, dieſelben zu Profeſ⸗ 
ſioniſten und Ps: uns gegen en eigenen Willen zu dem oben 
aufgeſtellten Vergleiche mit Profeſſioniſten, auf den wir ohne eine 
ſoiche Behauptung ſſcherlich nicht verfallen wären, da wir in der That 
von dem Stande der Mediziner noch eine bifjere, eine höhere Mel⸗ 
nung baben. Damit über unjere Stellung zu dieſem erſten Grunde 
und über unſere Art und Weiſe, denſelben zu bekämpfen, auch nicht 
der allergeringſte Zweifel Platz Ian könne, wollen wir noch hinzu⸗ 
fügen, daß es uns mit innerer Entrüftung und vollſtändigem degout 
erfüllt, wenn in einer Angelegenheit, in der für Erhaltung von Men⸗ 
ſchenleben gekämpft wird, gegüeriſcherſeits der Materialismus zu Hülfe 
gerufen wird. Damit dieſer Einwand nie und nimmer wieder erho⸗ 
den werde, haben wir jeine Konſequenzen in der kraſſeſten Geſtaltung 
vorgeführt und bedauern es durchweg, daß wir in dieſem Falle ge⸗ 
zwungener Weife mit gleichen Waffen kämpfen mußten, weil irgendwie 
wirhamere ſonſt nicht vorhanden ſind. 


Der zweite Grund zeigt in Verbindung mit den Worten des 
Referenten in der Plenarſitzung recht deutlich, mit welcher unbeſchreib⸗ 
lichen Befangenheil dieſe ganze Petition behandelt worden iſt, Der 
Referent Jagte dem ſtenographiſchen Berichte gemäß: 

„Der 1 der Petition liegt darin, daß ein nicht als 
„Arzt approbirter Mann die Befugniß verlangt, das ihm vom 


„Staate ſchon ausnahmswelſe erthellte Recht noch weiter aus⸗ 
„subehnen, als das Geſetz es ihm gegeben; er müßte ierfür 
„beſondere Gründe anführen, die in jeiner Perſon lägen, olch e 
„Gründe jind aber in der Petition nicht ange führt. 
„— Es wird wohl dem Staate nicht zugemuthet werden lön⸗ 
„nen, die Ausübung der Waſſerheilkunſt, der ja gar kein Hin⸗ 
„deruiß in den Weg gelegt wird, well jeder approbirter Arzt 


„ſie ausüben kann, in den Händen eines nicht Approbirten 


„noch weiter auszudehnen“. 


Die in der erſten Hälfte dieſes Satzes bis zum Gedankenſtrich be⸗ 
haupteten e find unwahr, denn keineswegs ein als Arzt nicht 
approbirter Mann (Viel) ſondern eine große Anzahl Bewohner Stet⸗ 
tin's verlangt eine Erweiterung der dem Viek ertheilten Befugniſſe 
und es ſind auch die Gründe, die in der Perſon des Del Degen 
müßten, in der Petition vielfach angeführt. Wenn irgend we che 
Gründe zur Annahme unlautırer Motive vorliegen lönnten, dann 
müßten wir in dieſen Worten eine abſichtliche Entſtellung der Thatſa⸗ 
chen erdlicken, jo unglaublich klingt es, daß der Referent den Unter- 
ſchied zwiſchen dem Inhalte der Petition und dem Inhalte ſeines Re⸗ 
ferates nicht ſollte herausgefühlt haben. Da wir aber keinerlei Arg⸗ 
wohn der gedachten Art in uns tragen, ſo müſſen wir uns um ſo ent 
ſchiedener 15 n daß eine ſolche Entſtellung der Thatſachen 
den unumſtößlichen Beweis für eine höchſt oberflächliche Behandlung 
der fraglichen Petition liefert, durch welche das Haus der Abgrordne⸗ 
ten in der richtigen Beurtheilung irre geführt worden iſt, weil die 
Folgerungen, je nachdem dieſer oder jener Thatbeſtand als richtig an⸗ 
genommen wird, ganz entgegengeſetzter Art ſind. Denn wenn Viek 
um freie Praxis petitionirt und das Haus geht auf ſein e ein, 
ſo müßte es konſequenter Weile jedes fernere derartige perſönliche Ge⸗ 
ſuch berückſichtigen, und in einem ſolchen Falle würden wir allerdings 
Zuſtänden wie in Italien und England entgegeneilen, ohne uns fer- 
ner des im §. 199 gegebenen Schutzmittels gegen Medizinalpfuſcherei 
zu erfreuen. Wenn aber das Haus eine Petition der Regierung über- 
weiſt, in der über 300 Einwohner einer Stadt, wie Stettin — und 
wie der Petittongbericht anerkennt, größtenthells Kaufleute und Ge⸗ 
werbtreibende, alſo alles urtheilsfählge Leute — in ihrem und in ihrer 
Familien Intereſſe die Regierung bitten, einem als Waſſerarzt für 
ſeine Anſtalt vorſchriftsmäßig approbirten, und durchaus bewährten 
Manne, auch außerhalb einer Anſtalt die Praxis zu geſtatten, dann 
kann nur ein mit Geſpenſterfurcht behafteter Menſch Zuſtände voraus⸗ 
jeben, die denen in Italien und England gleichen, denn die Konſe⸗ 
quenz, die aus einer ſolchen Handlung für das Haus entſpringen würde, 
wäre nur die, daß es gleiche Geſuche unter gleichen Bedingungen be⸗ 
fürworten müßte. Finden ſich aber im Staate wirklich noch einige, 
nur für eine beſchränkte Praxis approbirte Prrioven, deren Hulfe⸗ 
leiſtung von einer gleichen Anzahl urtpeilefähiger Männer in größerem 
Kreiſe erbeten wird, dann läge es ſicherlich eben ſo ſehr, wie bei den 
Stettiner Petenten, in der Billigkeit, jenen Perſonen einen weiteren 
Pride a einzuräumen, Denn offenbar iſt ein Schutz gegen Me⸗ 
dizinalpfuſcher i nur jo denkbar, daß das nicht vollſtändig urtheilsfähige 
Publikum gegen den ſich aufdrängenden Pfuſcher geſchützt werden 
ſoll. Urtheilsfahige Leute aber — und noch dazu, wenn eine große 
Anzahl derſelben in ihrem Urtheil übereinſtimmen, wie in dem vorlie- 
genden Falle in der Wahl derjenigen Perſon, die ihnen Leben und 
Geſundheit erhalten ſoll, bi ſchränken, heißt eine nicht zu rechtfertigende 
Ser aut üben, die zu beſchönigen dem jetzigen Abgeordneten⸗ 
Hauſe übel anſteht. 


Was nun die Gründe anbetrifft, die „er“ in ſeiner Perſon lie- 
gend anführen müßte, die aber in der Petition nicht angeführt fein 
ſollen, jo müſſen wir zunächſt wiederholen, daß „er“ (der als Arzt 
nicht approbirte Mann d. h. Viek) ja gar keine Crünke anzuführen 
hat, weil Viek nicht petitionivt, ſondern eine große Anzahl Einwohner 
Stetiin's. Dieſe baben aber ſehr triftige Gründe, die in ſemer Per- 
ſon liegen und für Erfüllung der Petition ſprechen, angeführt, indem 
ſie dem Abgeordnetenhauſe unter den Beilagen zehn Atkeſte beifügten, 
berausgegriffen aus einer großen Anzahl gleicher Falle und ausgeſtellt 
von in Stettin wohlbekannten achtbaren Familienvätern über rank⸗ 
beitsjälle in deren Famille — durch die thatſächlich unter Beweis ge- 
ftellt werden die in der Petition angeführten Behauptungen: 


a) daß Viek dem Tode ſchnell entgegeneilende, von den Aerzten 
dem Tode überlaſſene Perſonen nicht nur zum Leben, ſon⸗ 
dern ſogar zur völligen e zurückgeführt hat; 

b) daß daher die Unzulänglichkeit der mediziniſchen Wiſſenſchaft 
in vielen Fällen mich: zu beſtreiten iſt; 

e) daß Doktoren der Medizin dieſe a durch ver⸗ 
ſuchsweiſe Anwendung des Waſſers ſelbſt anerkennen; 

d) daß die Bebandlung mit Waſſer in den Händen der Dok⸗ 
toren der Medizin aus Unkenntniß in vielen Fällen ohne 
Erfolg, oder gar böchſt ſchädlich iſt. 


Es nützt alſo dem Publikum nichts, daß jeder approbirte Arzt die 
Waſſerheilkunſt ausüben kann, wenn er ſie nicht ausübt oder wenn 
ſeine Ausübung nach d aus Unkenntuſß eine ſckärliche iſt, und es 
liegt darin, daß der Staat von den Aerzten Geld, Zeit und geiſtige 
Arbeit vor Beginn ıbres Berufs verlangt, von alle dem aber nicht 
das geringſte darauf verwendet, ihnen Die Kenntuiß der Waſſerheil⸗ 
kunde beizubringen, eine um jo größere Pflicht des Staates, die Feſ⸗ 
ſeln zu löſen, die die Privalinduſtrie in ihrer Entwickelung hemmen, 
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weil ja unter jo bewandten Umſtänden nur in dleſer Weiſe die Seb“ 


nungen der Waſſerheilkunde der Menſchheit zu Theil werden können. 


Wir haben bisher das Abgeordnetenhaus nicht nur als ein Den 
zes, ſondern vorzuggweile in jeinen einzelnen Organen, als da ſin 
die Petitions⸗Kommiſſion, der Referent, in's Auge gefaßt und haben 
nachgewieſen, was daraus entſteht, wenn das Abgeordnetenhaus ohne 
ſelbſtſtändige Prüfung blindlings auf das eingeht, was die Kommiſ⸗ 
fionen empfehlen — wenn die Kommiſſionen ohne eingehende, elbſt. 
ſtändige Prüfung das unterſchreiben, was der Referent ibnen, zur 
Unterſchriſt vorlegt. Es ereignet ſich dann, daß zum Nachteil be 
Landes eben jo 195 als des Abgeordnetenbauſes über das Schickſa 
der eingegangenen Petitionen entſcheidet: nicht das Urtheil des ganzen 
Hauſes, auch nicht einmal das der Kommiſſion, ſondern das gew! 
oft höchſt bifangene Urtbeil des Referenten, alſo das Urteil eins 
einzigen Abgeordneten, das aber das ganze Haus zu vertreten hal. 
In dieſer Weiſe mag es ſich leicht und ſchnel arbeiten laſſen, aber 
nicht gründlich, und es iſt dies nicht die Lage der Dinge, wie fie jein 
jol. Eine Abänderung des bis jetzt befolgten Weges ift ſomit drin- 
gend nothwendig, und zu dieſem Zicle durch die vorliegende Deduktion 
in etwas mitgewirkt zu haben, wurde ein hinreichender Lohn für die 
vorliegende Arbeit ſein. 


Es bleibt uns nun noch übrig, wenige Worte über den duften 
Grund zu ſagen, bei deſſen Erörterung wir das Haus der Abgeord“ 
neten nur als Ganzes betrachlen können, denn während die Gründe 
ad 1 und 2 nur als ein ng der individuellen Anſicht aufzunehmen 
find, iſt der Grund ad 3 ein Ausfluß der Eigenſchaft als Abgee due 
ter, und da finden wir denn zunächſt, daß dieſer Grund zur Beſeilt, 
gung der fraglichen Petſtlon durch Uebergang zur Tagesordnung 
durchaus nicht ſtichhaltig iſt, indem wir nacken en baben, daß es 
ſich in dem vorliegenden Falle allerdings darum handelt, einer Vir“ 
letzung oder willfürlichen Auslegung des Geſetzes entgegen zu treten, 
indem es einerſeits, wie in der Petition ausgeführt, die Abſicht des 
Geſetzgebere nicht geweſen ſein kann, durch Exlaß des Reglements von 
1842 dem Waſſerarzt die Behandlung ſeiner Kranken in ſeiner Anſtalt 
zu geſtatten, ihn aber nach $. 199 zu Wale er wenn er, ſtatt den 
Kranken in der Stadt dem Tode zu überlaſſen, ihn durch die Dr 
handlung während einiger Tage im eigenen Hauſe in den Stand jehl, 
den Transport zur Anftalt auszuhalten — indem es andererſeits 
ce Auen der Bezeichnung „ohne vorſchriftsmäßig approbitt 


Aber abgeſehen hiervon zeigt die Aufſtellung eines ſolchen Grund⸗ 
ſatzes Seitens des Abgeordnetenhauſes, wenn man die Behandlung 
anderer Petitionen in Betracht zieht, ſehr deutlich, zu welchen Inkon⸗ 
sequenzen die Annahme von derartigen Prinzipien führt. So ſagt 
1 B der Abgeordnete v. Vincke (Hagen) bei Beſprechung der Petition 
der Brodfabrifanten: „man hätte denſelben entgegengehalten, die er“ 
betene Maßregel läge gar nicht im Intereſſe der Petenten“ und ſchlaͤgt 
dieſen Einwand damit nieder, daß er fortfährt: „nun das wird man 
wobl den Petenten überlaſſen können, die ihr Intereſſe doch am beſten 
kennen werden“. Obgleich er Vorſitzender der Petitions-Kommiſſion 


und ſonſt ein Mann von ungewöhnlich ſchneller Faſſungsgabe iſt ‚je 
hat er doch den gleichen Grund für die Stettiner —— nicht bel 
der Hand, trotzdem derſelbe hier eben jo gut, wie da angebracht 9% 


weſen wäre, 


Noch viel ſchärfer tritt die Inkonſeguenz hervor, wenn der Ab⸗ 
geordnete Contzen bei Erörterung der Petitlon des Kaufmanns Ro, 
deck zu Granſee, in Betreff der Verweigerung der Konzeſſion für eine 
Gaſtwirküſchaft, ſagt: „man könne ſich des Lobes, dle Zahl der 
Schankſtälten hätten ſich vermindert, nickt erfreuen, wenn es mit den 
Thränen der Wittwen und Waiſen erkauft it“. Es iſt aber keinem 
Abgeordneten eingefallen, der Thränen von Wittwen und Waiſen, zu 
gedenken, die fließen, wenn ein Familienvater in Stettin unter den 
Händen eines von der Regierung in feinem Erwerbe gegen Medzinal? 
pfuſcherei geſchützten Arztes ſtirbt, weil ſeine Wiſſenſchaft ibm zur Er⸗ 
baltung dieſes Lebens kein Mittel mehr an die Hand gab, währen? 
doch eine halbe Meile von Stettin ein Mann wohnt, der ein solte 
Mittel in Händen hat und anzuwenden verſteht, aber nicht anwenden 
darf, weil er ſonſt in Geldſtrafe verfällt. 


Solche Inkonſeguenzen traten zu Tage, wenn ſich das Abgeord⸗ 
netenbaus bei Prüfung der 177 1 9 Beſchwerdeſchriften von 
Gejüplepolitif leiten läßt, d. h. ſich in ſemem Urtheil durch außerhal 
liegende Rückſichten beftimmen läßt, wäbrend es doch eine Sache nut 
mit den ihr innewohnenden Gründen bekämpfen ſollle. Es iſt daber 
gewiß nicht der richtige Weg, den das Abgeordnetenhaus verfolgt, 
wenn es ſich mit beſonderer Vorliebe gewiſſen Fragen, den ſogenann⸗ 
ten brennenden Tagesfragen, allein zuwendet, alle andern Sa I 
aber bei Seite ſchiebt und auf dieſe Weiſe das durch die Verfaſſung 
dem Volke zuerkannte Petitionsrecht nach Belieben beſchränkt. DI 
wohlgemeinte Abſicht dieſer Beſprechung ſſt daber, das Abgeordn, 
tenbaus darauf aufmerkſam zu machen, daß 4e ſich auf einem Abweſ 
befindet, den es verlaſſen muß, wenn es ſich nicht für die ſonſt en, 
fiebenden Folgen dem Lande verantwortlich machen wil — veratl 
wortlich alerdings nicht im rechtlichen Sinne ves Worts, denn dagenll 
ſchützt der Art. 83 der Verfaſſung, wohl aber verantwortlich im mor 
liſchen Sinne — und die Moral, denken wir, ſieht auch heutzutaß 
noch höher, als das poſitſve Recht. 0 


